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Nach h. A. steht die Anordnung der Nacherbfolge man-
gels Anwendbarkeit der §§ 2113, 2115 BGB einer Tei-
lungsversteigerung auf Antrag eines Mitvorerben nicht 
entgegen. Die Nacherben werden dadurch geschützt, 
dass der Versteigerungserlös gem. §  2111 Abs.  1 S.  1 
Hs. 1 BGB als Surrogat an die Stelle des versteigerten 
Grundstücks tritt.

Gutachten im Abrufdienst
Fol gen de Gut ach ten kön nen Sie über unseren Gutach-
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abrufen. In diesem frei zugänglichen Bereich können 
die Gutachten über die Gutachten-Abrufnummer oder 
mit Titelschlagworten aufgefunden werden. Dies gilt 
ebenfalls für die bisherigen Abruf-Gutachten.

BGB § 1365 
England: Verfügungsbeschränkungen bei Geltung 
englischen Güterrechts
Abruf-Nr.: 178500

BGB §§ 705, 1408 
Ehegatten-Innengesellschaft; Ausschluss Versor-
gungsausgleich; Inhaltskontrolle
Abruf-Nr.: 175681

Rechtsprechung
GBO § 19; BGB §§ 133, 140; UmwG § 20 Abs. 1 Nr. 1
Bewilligung einer Grundschuld zugunsten eines in-
folge Verschmelzung erloschenen Rechtsträgers

Den auf die Eintragung einer Buchgrundschuld 
gerichteten Antrag hat das Grundbuchamt zu-
rückzuweisen, wenn die in der Eintragungs-
bewilligung – wie auch in der Bestellung – als 
Gläubigerin der Grundschuld bezeichnete Gesell-
schaft zur Zeit der Abgabe dieser Erklärungen nicht 
mehr existierte (hier weil sie kurz zuvor infolge Ver-
schmelzung erloschen und ihr Vermögen auf eine an-
dere Gesellschaft übergegangen war) und weder eine 
Auslegung der Eintragungsbewilligung nach §  19 
GBO noch deren Umdeutung zu dem im Grund-
buchrecht erforderlichen zweifelsfreien und ein-
deutigen Ergebnis führt, dass Gläubiger des Grund-
pfandrechts der übernehmende Rechtsträger (AG) 
sein solle.

OLG Düsseldorf, Beschl. v. 12.8.2020 – 3 Wx 125/20

Problem
Am 15.5.2020 wurde die Verschmelzung der „DB 
Privat- und Firmenkundenbank AG“ (um die es in der 
Entscheidung ersichtlich geht) auf die Deutsche Bank 
AG im Handelsregister eingetragen. Am 27.5.2020 
bestellten die Beteiligten zugunsten der „DB Privat- 
und Firmenkundenbank AG“ eine Grundschuld. Am 
29.5.2020 beantragte der Notar die Eintragung der 
Grundschuld im Grundbuch. Das Grundbuchamt wies 
den Eintragungsantrag am 5.6.2020 mit der Begrün-
dung zurück, dass die Grundschuldgläubigerin nicht 
mehr existiere.

Entscheidung
Nach Ansicht des OLG Düsseldorf kann die Eintra-
gungsbewilligung nicht dahingehend ausgelegt wer-
den, dass die Grundschuldbestellung zugunsten der 
Rechtsnachfolgerin erfolgen sollte. Eine Auslegung von 
Grundbucherklärungen komme nur dann in Betracht, 
wenn sie zu einem zweifelsfreien und eindeutigen Er-
gebnis führe. Dies sei vorliegend nicht der Fall. Die 
Gesamtrechtsnachfolge gem. § 20 Abs. 1 Nr. 1 UmwG 
führe zu keinem anderen Ergebnis. Es verstehe sich 
nicht von selbst, dass Finanzierungskunden einer Bank, 
wären sie sich bei der Bestellung bewusst gewesen, dass 
der von ihnen in Aussicht genommene Vertragspartner 
rechtlich nicht mehr existiere, den Vertragsschluss mit 
dem übernehmenden Rechtsträger gewünscht hätten. 
Ein entsprechender Wunsch stelle einen außerhalb der 
Bewilligung liegenden Umstand dar, der nicht für je-
dermann (und damit auch nicht für das Grundbuch-
amt) ohne Weiteres erkennbar sei. Dies gelte in beson-
derem Maße, weil der übernehmende Rechtsträger im 
vorliegenden Fall drei Zweigniederlassungen unterhalte, 
die Immobilienkredite vergäben. Es sei nicht auszu-
schließen, dass die Beteiligten die Grundschuld für eine 
dieser Zweigniederlassungen hätten bestellen wollen. 
Aus diesen Gründen komme auch keine Umdeutung 
in Betracht.

Anmerkung
Die Entscheidung wird viele Beteiligte betreff en, die 
– nimmt man die tatsächlich verwendeten Grund-
schuldbestellungsformulare beim Wort – kurz nach 
dem 15.5.2020 eine Grundschuld zugunsten der ver-
schmolzenen Gläubigerin bestellt haben. Beim Versand 
der Grundschuldformulare durch die Gläubigerin kam 
es zu Überschneidungen mit der Eintragung der Ver-
schmelzung ins Handelsregister.

Dem OLG Düsseldorf ist zuzugeben, dass sich der 
Übergang nicht aus § 20 Abs. 1 Nr. 1 UmwG herleiten 
lässt. Denn die Grundschuld wurde nach dem Stichtag 
der Gesamtrechtsnachfolge (Eintragung in das Han-
delsregister) bestellt. Allerdings fragt sich, ob sich die 
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Erklärung der Beteiligten analog § 140 BGB dahinge-
hend umdeuten lässt, dass eine Bestellung zugunsten 
der Rechtsnachfolgerin gewünscht war. Die Eintra-
gungsbewilligung ist als verfahrensrechtliche Erklärung 
auslegungsfähig und grundsätzlich auch der Umdeu-
tung zugänglich. Jedoch unterliegen Auslegung und 
Umdeutung den Schranken des Grundbuchverfahrens, 
da Eintragungsunterlagen grundsätzlich in der Form 
des § 29 GBO vorliegen müssen (Demharter, GBO, 31. 
Aufl age 2018, § 19 Rn. 28 u.  30). Ist aber eine Aus-
legung möglich, so ist das Grundbuchamt zu ihr ver-
pfl ichtet (OLG Zweibrücken DNotZ 1997, 325, 326). 
Der Umdeutung sind im Grundbuchverfahren freilich 
enge Grenzen durch die grundbuchrechtlichen Verfah-
rensgrundsätze gesetzt (BayObLG MittBayNot 1990, 
249, 250). Das BayObLG hat die Voraussetzungen für 
eine Umdeutung prägnant wie folgt zusammengefasst 
(DNotZ 1998, 295, 298):

„Eine Umdeutung ist bei Grundbucherklärungen, anders 
als bei Grundbucheintragungen, unter gewissen engen Vo-
raussetzungen möglich […]. Sie kommt dann in Betracht, 
wenn die Auslegung zu keinem Ergebnis führt, wenn aber 
eine ihrem Wortlaut nach nicht eintragungsfähige Grund-
bucherklärung objektiv und nach dem mit ihr Gewollten den 
Erfordernissen eines eintragungsfähigen Rechts entspricht, 
und sofern dies aufgrund der Eintragungsunterlagen vom 
Grundbuchamt abschließend gewürdigt werden kann […].“

Die Möglichkeit einer solchen abschließenden Würdi-
gung bleibt eine Tatfrage, die in einer Entscheidungsan-
merkung nicht beantwortet werden kann (zu den dog-
matischen Grundlagen ausf. Gutachten DNotI-Report 
1998, 177). Man sollte jedoch bedenken, dass der mut-
maßliche Wille der Beteiligten (deren Darlehensvertrag 
häufi g womöglich bereits gem. § 20 Abs. 1 Nr. 1 UmwG 
übergegangen ist) in aller Regel auf Bestellung einer 
wirksamen Grundschuld gerichtet sein dürfte. Voraus-
setzung der Umdeutung gem. § 140 BGB ist (auch) im 
Grundbuchverfahren, dass die unwirksame Erklärung 
den Erfordernissen einer anderen wirksamen Erklärung 
entspricht, deren ersatzweise Geltung dem subjek-
tiven hypothetischen Parteiwillen entsprechen muss 
(OLG Hamm FGPrax 2014, 238, 239). Die Anforde-
rungen an die Feststellung des hypothetischen Partei-
willens sollten auch im Grundbuchverfahren nicht 
überspannt werden. 

Fehl geht jedenfalls das Argument, es sei nicht er-
sichtlich, für welche Zweigniederlassung gehandelt 
werden solle. Eine Zweigniederlassung ist selbst nicht 
rechtsfähig (vgl. statt aller Hopt, in: Baumbach/Hopt, 
HGB, 39. Aufl . 2020, §  13 Rn.  4) und damit weder 
Vertragspartner noch Grundschuldgläubigerin. Die da-
hinterstehende juristische Person kann lediglich unter 

der Firma der Zweigniederlassung im Grundbuch ein-
getragen werden. Der Berechtigte ist sowohl unter der 
Firma der Hauptniederlassung als auch unter der Fir-
ma der Zweigniederlassung korrekt bezeichnet (vgl. 
Schöner/Stöber, Grundbuchrecht, 16. Aufl .  2020, 
Rn. 243). Für die Beteiligten dürfte die Frage der Ein-
tragung unter der Firma einer Zweigniederlassung ohne 
Belang sein. Die Beteiligten sind auch nicht verpfl ich-
tet, in der Eintragungsbewilligung die Zweignieder-
lassung anzugeben (Meikel/Schneider, GBV, 11. Aufl . 
2019, § 15 Rn. 43). Dann sollte auch eine theoretisch 
mögliche Eintragung unter einer Zweigniederlassung 
nicht die Umdeutung hindern, solange sich nur der 
hypothetische Parteiwille ermitteln lässt, dass Grund-
schuldgläubigerin der übernehmende Rechtsträger – 
vorliegend also die Deutsche Bank AG – werden sollte. 
Es bleibt abzuwarten, ob sich andere Gerichte dem OLG 
Düsseldorf anschließen.

Klar dürfte die Rechtslage hingegen sein, wenn die Ein-
tragungsbewilligung bereits vor Eintragung der Ver-
schmelzung im Handelsregister wirksam geworden ist. 
In diesem Fall bindet die Eintragungsbewilligung auch 
den Rechtsnachfolger (Schöner/Stöber, Rn. 107c). 
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Der Kompakt-Kommentar wird mit Hartmut Wicke 
ausschließlich von einem Autor aus der notariellen Pra-
xis verantwortet. Das im Vorwort gegebene Ziel, zügige 
Lösungen zu alltäglichen Anwendungsfragen zu liefern, 
wird durchweg erfüllt. Eine stichprobenartige Über-
prüfung ergab, dass sich für alle notarrelevanten Prob-
lemfelder praxistaugliche Lösungen fi nden. So z. B. zur 
Ge staltung der Klausel bzgl. des Gründungsaufwands 
(§ 5 Rn. 20), zu sämtlichen Problemen der notariellen 
Gesellschafterliste (§ 40 Rn. 11 ff .) sowie zu allen be-
urkundungsrechtlichen Fragen (§  15 Rn. 12  ff .). Der 
Kommentar greift auch aktuelle Entwicklungen auf 
und enthält sowohl eine Kommentierung des COVID-
19-G, soweit es für die GmbH relevant ist (Einleitung 
Rn.  27a  ff .), als auch Ausführungen zum Company-
Law-Package, das aktuell in der Umsetzung in nationa-
les Recht begriff en ist. 

Dass das Werk vom Umfang her hinter anderen Kom-
mentaren zurückbleibt, ist für den Praktiker eher ein 
Vor- denn ein Nachteil, da sich im ersten Zugriff  schnell 
Ant worten auf die relevanten Fragen fi nden lassen. 
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